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Wird der Automobilist übers Ohr gehauen?

(en ). Is t  der Motorfahrzeugführer schutzlos 
den Versicherungsgesellschaften au sgelie fert, 
und wird er dabei übers Ohr gehauen? Oder 
sind die Motorfahrzeug-Haftpflichtprämien 
nach realistischen Grundlagen berechnet voi— 
den? Der Verband des Personals ö ffen tlich er 
Dienste (VPOD) hat mit seiner In it ia t iv e  "zur 
Einführung einer Haftpflichtversicherung für 
Motorfahrzeuge und Fahrräder durch den 
Bund", über die am 26. September abge­
stimmt wird, Verunsicherung heraufbeschwo­
ren, die sich negativ auf ein bewährtes Versi­
cherungssystem niederschlagen könnte. Die 
Behauptung, durch eine Verstaatlichung der 
Mot orfahrz eug-Haftpflichtversi cherung würden 
die Prämien b i l l ig e r ,  is t  vollkommen unhalt­
bar. Der VpOD kocht h ier ein Süpplein, das 
ganz und gar ungeniessbar is t i

Theoretisch wäre es möglich, dass dem Mo­
torfahrzeugführer eine Prämie abverlangt 
wird, die zu hoch angesetzt is t .  Praktisch 
wird in der Schweiz eine Versieherungsan- 
s ta lt ,  die dies versuchen würde, schnell ent­
la rv t . A lle  privaten Versicherungsgesellschaf­
ten werden nämlich vom Eidg. Versiche­
rungsamt als unabhängige staatliche Fachin­
stanz k on tro llie r t. Diese Aufsichtsbehörde un­
terz ieh t jede Versicherungsanstalt einer einge­
henden materiellen Prüfung auf deren Be­
triebsverhältn isse. Bei der Prüfung des Versi­
cherungstarifs wird einerseits darauf geachtet, 
dass die Zahlungsfähigkeit des Versicherers 
nicht durch zu niedrige Prämien gefährdet 
und anderseits der Versicherte nicht durch zu 
hohe Prämien übervorteilt wird. Schliesslich 
wird auch darüber gewacht, dass die Prämien 
innerhalb dieser Spanne von Insolvenz und 
Uebervorteilung r is ik o - und kostengerecht 
sind!

Gerechte Prämien

Es is t  also den Versicherungsanstalten nicht 
möglich, "den Versicherten übers Ohr zu 
hauen", wie dies die In itianten  behaupten. 
Die Prämien sind, nachdem sie auf r e a l is t i­
schen Grundlagen berechnet worden sind, ge­
nau überprüft worden. Prozent der Prä­
mien verschlingen die Schadenaufwendungen.
Auf die Schadenaufwendungen b es itz t  eine 
Versicherungsanstalt keinen Einfluss; auch
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eine verstaatlich te Anstalt könnte h ier nicht 
b i l l ig e r  sein -  es sei denn, s ie  werde massiv 
subventioniert. Dass eine eigentliche Subven­
tionierung von Verkehrsunfällen unmöglich 
in Frage kommen kann, steht ausser Diskus­
sion, VJeitere 23 Prozent der Prämien, die für 
Dienstleistungen, Verwaltung und Steuern 
aufgewendet werden, müsste auch eine ver­
staatlich te Versicherungsgesellschaft berech­
nen -  ausser der Kunde verzichtet auf per­
sönliche Beratung, individuelle Schadenerledi­
gung etco Schliesslich bleiben noch drei Pro­
zent als Sicherheitsmarge und Gewinn übrig. 
Ueber die Sicherheitsmarge müsste auch eine 
Blondes ans t  a lt nach VPOD-Muster verfügen 
können. Dem Gewinn, der ans Bein gestr i­
chen werden könnte, steht der Aufbau eines 
v ö l l ig  neuen Verwaltungsapparätes gegen­
über. Dass diese Rechnung bestimmt zu ung- 
unsten der verstaatlichten Versicherungsan­
s ta lt und dadurch des Steuerzahlers au s fä llt, 
l ie g t  auf der Hand,

Der wahre Grund des VPOD

Nach dem wahren Grund, der zur Lancie- 
rung dieses Volksbegehrens geführt hat, muss 
nicht lange gesucht werden. Nachdem das 
"Argument" von der b illig e ren  Versicherung 
auf einfachste Art w iderlegt werden kann, 
ze igt sich sehr deutlich, dass es dem VPOD 
um eine wirtschaftsund machtpolitische Aus­
einandersetzung geht. Nicht eine Besserstel­
lung der Versicherten steht im Vordergrund, 
sondern möglichst v ie l  direkte Macht beim 
Staat. Die Versuche, ein gut bewährtes, p r i­
vatw irtschaftliches System aus den Angeln zu 
heben und durch Verstaatlichungen zu erset­
zen, müssen mit einem klaren Nein beant­
wortet werden, . spk
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